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An  

Verteiler Begutachtungsverfahren 

Wien, am 02.07.2018 

 
Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie übermittelt in der Beilage den 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, das Funkanlagen-

Marktüberwachungs-Gesetz und das Funker-Zeugnisgesetz geändert werden sollen. Dieser Ent-

wurf samt Ergebnis der Folgenabschätzung und Erläuterungen ist auch auf der Website des Bun-

desministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie unter folgenden Links 

 

http://www.bmvit.gv.at/ministerium/begutachtungsverfahren/index.html 

http://www.bmvit.gv.at/telekommunikation/recht/aut/begutachtungsverfahren/index.html 

 

zugänglich. 

 

 

Es wird ersucht, allfällige Stellungnahmen dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und 

Technologie, Sektion III, bis spätestens  

31.07.2018  

zu übermitteln. 

 

Sollte bis zum oben angegebenen Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, so wird seitens des 

Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie davon ausgegangen, dass gegen 

den Entwurf keine Einwendungen erhoben werden.  
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Es wird ersucht, Stellungnahmen in elektronischer Form ausschließlich an die Internetadresse 

mailto:JD@bmvit.gv.at zu richten.  

Weiters wird ersucht, eine Ausfertigung der Stellungnahme auch dem Präsidium des Nationalrates 

in elektronischer Form an die Adresse mailto:begutachtungsverfahren@parlament.gv.at zu über-

mitteln. 

 

Die Aussendung dient gleichzeitig als Übermittlung im Sinne des Art. 1 der Vereinbarung zwischen 

dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen 

künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften; die Stellungnahmefrist im Sinne dieser Ver-

einbarung endet vier Wochen nach Zustellung. 

 

 

 

Für den Bundesminister: 

SC Mag. Andreas Reichhardt 

Ihr(e) Sachbearbeiter(in): 

Dr. Eva-Maria Weissenburger 

Tel.Nr.: +43 (1) 71162 65 4112 

E-Mail: eva-maria.weissenburger@bmvit.gv.at 
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